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FDGB beseitigt das Streikrecht
Gewerkschaften passen ihre Statuten S E D -  Forderungen an

Mit dem Beschluß, künftig keine Nichtmitglieder mehr in 
volkseigenen Betrieben zu dulden, hat der sowjetzonale FDGB 
seine jüngsten Gewerkschaftswahlen beendet. Gleichzeitig wurde 
die Zahl der eingetragenen FDGB-Mitglieder mit 5,43 Millionen 
angegeben. Von diesen fast fünfeinhalb Millionen in der Haupt­
sache zwangsweise organisierten Arbeitnehmern haben mehr als 
eine halbe Million ihre Beitragszahlung völlig eingestellt. Bis 
zum bevorstehenden IV. FDGB-Kongreß wird außerdem ein 
neues Statut aufgestellt, daß den Arbeitern ihr formell noch 
heute bestehendes Streikrecht absprechen will.
Worum es hier geht, ist den 

Arbeitern der volkseigenen In­
dustrie längst klar geworden. 
Die FDGB-Wahlen haben in- 
einer Atmosphäre des Terrors 
stattgefunden, die in der Ge­
schichte der deutschen Gewerk­
schaftsbewegung einmalig ist. 
Nicht einmal 30 Prozent der von 
den Belegschaften tatsächlich 
vorgeschlagenen Gewerkschafts­
vertreter wurden nominiert.

Wo es überhaupt zu Dis­
kussionen kam, versuchten die 
SED - Betriebsparteiorganisatio­
nen sofort längst vorbereitete 
Kandidatenlisten vorzuschieben, 
wobei viele Versammlungen so 
oft wiederholt werden mußten, 
bis die der SED genehme Kan­
didaten - Zusammensetzung er­
reicht worden war.

M a s s e n a u s t r i t t e
Die Folge waren Massenaus­

tritte gerade der alten Gewerk­
schaftler. Andere ließen ihre 
Mitgliedschaft demonstrativ 
„einschlafen". Trotzdem behaup­
tet der FDGB-Bundesvorstand, 
im Zuge dieser „Wahlen" seien 
mehr als 100 000 neue Mitglieder 
geworben worden.

Tatsächlich sind etwa 30 000 
neue, meist jugendliche Mit­
glieder dadurch „geworben“ 
worden, daß man ihnen am 
Lohnzahlungstag einfach einen 
Aufnahmesehein unterbreitete, 
mit der Aufforderung, diesen 
am nächsten Zahltag aus gefüllt 
im Lohnbüro abzugeben.

Daß nach Angaben des Bun­

desvorstandes „nur" eine halbe 
Million Mitglieder keine Bei­
tragsmarken klebt, ist in der 
Hauptsache darauf zurückzu­
führen, daß viele Betriebe die 
Beiträge zusammen mit Lohn­
steuer und Versicherungsbeitrag 
gleich vom Gehalt abziehen. 
Selbst hochgestellte FDGB- 
Funktionäre wissen, daß bei 
freiwilliger Mitgliedschaft der 
FDGB heute in der Sowjetzone 
keine 200 000 Mitglieder zählen 
würde.
W o z u  S t r e i k r e c h t  im  S t a t u t  ?

Als das FDGB-Zentralorgan 
„Tribüne" das vom Bundesvor­
stand vorgeschlagene Muster­
statut veröffentlichte, bemerkten 
die meisten Arbeiter sofort, daß 
das in den alten Satzungen 
garantierte Streikrecht fehlte. 
Viele taten das mit der Be­
merkung ab: „Ein Streikrecht 
auf dem Papier nützt uns gar 
nichts, solange die SED Strei­
kende, wie am 17. Juni, zusam­
menschießen kann!“

Hier liegt eine gefährliche 
TJnterschätzung! Als' der SSD 
nach dem 17. Juni vorsichtig die 
Betriebe nach den „Rädelsfüh­
rern" durchzukämmen suchte, 
war es ihm in vielen Fällen 
unmöglich, FDGB-Mitglieder zu 
verhaften. Die damals noch be­
stehenden' FDGB-Leitungen be­
riefen sich hartnäckig auf das 
in den Satzungen verbriefte 
Recht, bei Verstößen gegen die 
gewerkschaftlichen Grundsätze 
zum Streik zu greifen. Und da

die SED-Regierung nach dem 
Aufstand selbst Fehler ein­
gestehen mußte,. legte sie sich 
gar nicht erst mit den Gewerk­
schaftlern an, zumindest nicht 
in jenem Stadium.

Die letzten Monate haben be­
wiesen, daß in einzelnen volks­
eigenen Betrieben Streiks, wenn 
auch nur in kleinerem Umfang, 
durehgeführt wurden. Sie rich­
teten sich gegen untergeordnete 
Funktionäre, Betriebsleiter oder 
untere FDGB-Leitungen. Nicht 
selten distanzierte sich die Par­
tei oder eine örtliche Verwal­
tung dann mit Rücksicht auf 
die Stimmung unter der Ar­
beiterschaft von diesen Funktio­
nären.

F u r c h t  v o r  n e u e n  A k t i o n e n

Das hat dazu geführt, daß 
einzelne Gewerkschaftsleitun­
gen, in denen sich die SED 
noch nicht die uneingeschränkte 
Herrschaft zu sichern ver­
mochte, starke Positionen in 
Großbetrieben erringen konn­
ten.

Hier greift das neue Statut 
durch: Es gibt keinen Streik 
mehr, jede Aktion in den Be­
trieben muß mindestens acht 
Tage zuvor mit der nächst­
größeren Gewerkschaftsleitung 
ab gesprochen werden. Kein 
FDGB - Funktionär ist durch 
seine Unterorganisation absetz­
bar, wenn die vorgeordnete 
FDGB-Leitung damit nicht ein­
verstanden ist.

Kurzum: Es wird von oben 
diktiert, wie es bisher gerade 
im FDGB nicht immer möglich 
war. Die neuen Normenerhö­
hungen lassen weitere Unruhe 
in den Betrieben befürchten, 
deswegen muß die Diskussion 
um das neue Statut bis zum 
8. Juni abgeschlossen und das 
Statut seihst kurz danach an«* 
genommen sein.



UHABHKNG1GE ZEITUNG fÜR DEUTSCHLAND

Die Losung der 
Atomzeit 

DT. Der amerikanische Außen­
minister Builes gehörte bisher 
nicht zu denen, die leichten Sin­
nes „Silberstreifen“ am Horizont 
entdecken. Er war eher darauf 
bedacht, die dunklen Wolken nicht 
aus dem Auge zu verlieren, die 
über dem weltpolitischen Ge­
schehen lasten. Wenn Dulles 
nun vor seinem Abflug zu den 
Pariser Konferenzen erklärte, 
er sei jetzt von größerer Zuver­
sicht erfüllt, als je zuvor in sei­
ner Amtszeit als Außenminister, 
dann ist das ein optimistischer 
Klang.

Mit der Vollendung des öster­
reichischen Staatsvertrages, an 
der kaum noch zu zweifeln ist, 
und mit dem Inkrafttreten der 
Pariser Verträge hat tatsächlich 
in mehrfachem Sinn eine neue 
diplomatische Epoche begonnen, 
der wir unsere gute Hoffnung 
zuwenden. Zunächst wird mit 
der Unterzeichnung des öster­
reichischen Staatsvertrages das 
eintreten, was der Westen als 
ein Zeichen guten Willens Mos­
kaus und als Voraussetzung 
weiterer Entspannung immer 
gefordert hat. Ferner ist mit 
dem Inkrafttreten der Pariser 
Verträge jene Stufe einer orga­
nisierten Solidarität des Westens 
erreicht worden, die im Hinblick 
auf neue Verhandlungen mit 
Moskau als unentbehrlich be­
zeichnet worden war. Schließlich 
ist mit der wieder souveränen 
Bundesrepublik ein neuer Fak­
tor in die internationale Politik 
getreten, der schon aus dem 
Drang eigener deutscher Le­
bensinteressen mit besonderem 
Gewicht in der Gestaltung der 
ost - westlichen Beziehungen 
wirksam werden muß.

Dunklere Farben
Wir dürfen indessen nicht 

übersehen, daß andere Tat­
sachen hinzukommen werden, 
die diesem Bild dunklere Far­
ben beimischen. Am 11. Mai 
nämlich, wenn die Pariser Serie 
der westlichen Konferenzen ab­
geschlossen ist, treffen sich in 
Warschau die Vertreter Moskaus 
und der Satellitenstaaten zu 
einer Konferenz, auf der wahr­
scheinlich die frühere Moskauer 
Proklamation verwirklicht wer­
den soll. In ihr hieß es, daß

die Länder des Ostblocks bereit 
seien, „im Falle einer Ratifizie­
rung der Pariser Verträge ge­
meinsame Maßnahmen zu tref­
fen sowohl hinsichtlich der Or­
ganisation und des Oberbefehls 
ihrer bewaffneten Streitkräfte 
als auch auf anderen Gebie­
ten . .

Gegenseitige Beistandspakte 
bestehen schon heute innerhalb 
der volksdemokratischen Länder 
des Ostblocks. Hier kann nicht 
viel Neues geschehen. Das Neue 
und zugleich Bedenkliche aber 
ist, daß in die politische und 
militärische Organisation des 
Ostblocks nun auch die Sowjet­
zone Deutschlands einbezogeh 
werden soll.

Mit dieser Östlichen Antwort 
auf die westlichen Verträge wird 
dann im Hinblick auf das un­
teilbare Deutschland ein Zu­
stand geschaffen, dessen eigent­
licher Sinn darin besteht, daß 
er in gemeinsamen Anstrengun­
gen der Bundesrepublik und der 
vier Mächte wieder überwunden 
werden muß, und zwar durch 
die Wiedervereinigung Deutsch­
lands. Sie wurde bei der Pro- 
klamierung der Souveränität der 
Bundesrepublik als das näch­
st© Ziel der deutschen Politik 
bezeichnet
Wer kennt di© Formel?

Das ist, wie immer wieder 
betont werden muß, eine keines­
wegs leichte Aufgabe. Es gibt 
heute noch keine gültige For­
mel, mit der sie gelöst werden 
kann. Wer die Formel einer 
Deutschlandlösung erarbeiten 
und in ihr die Gegensätze der 
vier Mächte ausgleichen will, 
der braucht Zeit und Geduld. 
Geduld ist hier nicht bloßes 
Warten, sondern unermüdliche 
Aktivität, verbunden mit gutem 
Willen und mit der Einsicht in 
die ungewöhnlichen Schwierig­
keiten der Aufgabe. Grenzen für 
ihre Lösung gibt es selbstver­
ständlich bei allen Beteiligten; 
aber ultimative Forderungen, 
daß sie nur so oder so aussehen 
dürfe, sind ebenso unmöglich 
wie etwa die Feststellung, daß 
der mit den Pariser Verträgen 
und den Warschauer Beschlüs­
sen eingeleitete Zustand „end­
gültig“ sei, und also Verhand­
lungen über die Deutschland- 
frasre keinen Sinn mehr hätten.

Wer den einen oder anderen 
dieser unmöglichen Standpunkte 
bezieht, der hat nicht die zur 
Lösung des Problems erforder­

liche Geduld und Einsicht; der 
verrät vielmehr nur, daß er ein­
fach nicht will. Die Sowjet­
union, die ursprünglich gedroht 
hatte, daß nach der Ratifizie­
rung oder nach dem Inkraft­
treten oder nach der Verwirk­
lichung der Pariser Verträge 
die Wiedervereinigung auf lange 
Zeit unmöglich sein werde und 
also Verhandlungen sinnlos 
würden, muß zeigen, daß sie 
diese törichte und dem Leben 
gegenüber ungültige Auffassung 
korrigiert. Der Weg zur vorge­
sehenen Viererkonferenz ist be- * 
reits die erste der unvermeid­
lichen Korrekturen.
Unsinn der Gewalt

Wenn die Machthaber von 
Pankow es noch nicht wissen 
sollten, dann müßte Moskau es 
wissen, daß die Gewalt — auch 
die kleine, dumme schikanöse 
Gewalt — kein Mittel ist, das 
der Lösung sachlicher Probleme 
dient. Auch die Schwierigkeiten, 
mit denen die kommunistischen 
Diktatoren der Zone dem freien 
Berlin wieder drohen, ohne uns 
zu erschrecken, sind nichts an­
deres als dumme Akte der Ge­
walt.

Die Anwendung schikanöser 
Gewalt ist das Gegenteil der 
von allen Mächten erstrebten 
Entspannung, in der allein die 
Lösung hartumkämpfter Pro­
bleme schließlich gedeihen kann.

Es ist deshalb ein guter Ge­
danke, daß die jetzt durch 
die Bundesrepublik erweiterte 
NATO-Gemeinschaft an die So­
wjetunion eine Botschaft richten 
will, die ein Ausdruck guten 
friedlichen Willens sein soll. In 
den Pariser Verträgen ist ein 
solcher Akt auch der Bundes­
regierung enthalten. Sie gibt 
nämlich die feierliche Versiche­
rung ab, die Wiedervereinigung 
Deutschlands nur auf fried­
lichen Wegen erstreben zu wol­
len.

Man sage nicht, daß wir in 
den letzten Jahrzehnten mit 
schönen Versicherungen und 
Verpflichtungen schlechte Erfah­
rungen gemacht hätten. Das ist 
gewiß richtig, aber inzwischen 
hat sich mit de^H-Bombe wirk­
lich einiges geändert. Der Ver­
zicht auf die Gewalt, die so 
leicht im Kleinen beginnt unci 
in unvorstellbarer Zerstörung 
endet, ist die geringe Anstren­
gung, die uns von dem großen 
Untergang trennt. Er ist die Lo­
sung der Atomzeit.



Nächstes Ziel: Die Wiedervereinigung
T a g  der Souverän ität in  Bonn —  Besatzungsregim e beendet

Bonn (Eigenbericht). Seit Donnerstag um 12 Uhr ist das 
Besatzungsregime im Bundesgebiet beendet. Mit der Wieder­
herstellung der Souveränität begann ein neuer Abschnitt in der 
deutschen Geschichte. In einem feierlichen Schlußakt Unter­
zeichneten die Botschafter IIoyer-Millar und Frangois-Poncet 
für die britische und französische Regierung in Anwesenheit 
des Bundeskanzlers Dr. Adenauer im Palais Schaumburg die 
Hinterlegungsurkunden für den Vertrag über die Beendigung 
des Besatzungsregimes und für den deutsch-alliierten Truppen­
vertrag.
Die Bundesregierung erließ ‘ 

eine. Proklamation, in der es 
heißt: „Unser Ziel ist ein freies 
und geeintes Deutschland in 
einem freien und geeinten 
Europa.“

Für Berlin wurde als Neu­
regelung von der Alliierten 
Kommandantur am Donnerstag 
eine „Erklärung über Berlin“ 
vom 26. Mai 1952 in Kraft ge­
setzt, die das 1951 revidierte 
„Kleine Besatzungsstatut“ aus 
dem Jahre 1949 ablöst.

Der Bundeskanzler sprach am 
Donnerstagabend über den 
Rundfunk zu den Deutschen 
diesseits und jenseits des Eiser­
nen Vorhanges. Er sagte u. a.: 
„Ich weiß nur zu gut — und 
nicht eine Stunde höre ich auf, 
daran zu denken —, daß es 
nicht das ganze Deutschland 
ist, das jetzt wieder ein souve­
räner, freier Staat geworden 
ist. Die Bundesregierung wird 
deshalb fortfahren, nach der 
Freiheit aller Deutschen zu 
streben. Sie wird ihr Endziel 
nicht erreicht sehen, ehe nicht 
die Wiedervereinigung in Frie­
den und Freiheit vollzogen ist. 
Sie wird darüber die Vereini­
gung Deutschlands mit den 
europäischen Nationen zu einer 
europäischen Gemeinschaft nicht 
aus dem Auge verlieren, in der 
wir die Grundlage für einen 
sicheren und lang dauernden

Frieden erblicken. Souveränität 
ist für uns ein hohes Gut, aber 
wir sind jederzeit bereit, sie 
einzubringen in eine übergeord­
nete Gemeinschaft def europäi­
schen Völker.“

Auf einem Empfang, äen 
Heuss am Abend für die Bot­
schafter und für das Bundes­
kabinett gab, sagte er: „Für 
den Gärtner Adenauer ist das 
ein großer Tag, da er hoffen 
darf, den von ihm umhegten 
Geschichtsraum vor Geröll be­
wahrt, für Frucht und Ernte 
gesichert zu haben. Das ganze 
Vertragssystem ist eine Ansage 
an die Zukunft, die auch den 
Deutschen ihr geschichtliches 
Recht zur freien Selbstgestal­
tung einer staatlichen Einheit 
zurückgewinnen soll.“

Auf Grund von Absprachen 
hatte man in Bonn darauf ver­

zichtet, die Wiedererlangung 
der Souveränität festlich zu be­
gehen. Statt dessen wurde un­
ter den Klängen des Deutsch­
landliedes am Sitz des Bundes­
kanzlers in feierlicher Form die 
Bundesflagge gehißt.

Adenauer verlas vor der 
Flagge die Proklamation und 
erklärte: „Mit der Bundesregie­
rung gedenken in dieser Stunde 
50 Millionen freier Bürger der 
Bundesrepublik in brüderlicher 
Verbundenheit der Millionen 
Deutschen, die gezwungen sind, 
getrennt von uns in Unfreiheit 
und Rechtlosigkeit zu leben. 
Wir rufen ihnen zu: Ihr gehört 
zu uns, wir gehören zu euch. 
Die Freude über unsere wieder- 
gewonnene Freiheit ist so lange 
getrübt, als diese Freiheit euch 
versagt bleibt. Ihr könnt euch 
immer auf uns verlassen, denn 
gemeinsam mit der freien Welt 
■werden wir nicht rasten und 
ruhen, bis auch ihr die Men­
schenrechte wiedererlangt habt 
und mit uns friedlich vereint 
in einem Staate lebt.“

Zur Souveränitäts - Erklärung 
trafen bereits mittags Glück­
wunschtelegramme aus allen 
Teilen der freien Welt im 
Bundeskanzleramt ein.

Positives Echo im Westen
„ T o t e o g lo c k e  f ü r  d ie  S o w j e t p o l i t ik “

Washington (DPA,/ AP). Als 
„Totenglocke für die sowjetische 
Politik“ bezeichnete der ameri­
kanische Außenminister Dulles 
am Donnerstag in Washington 
die Wiederherstellung der deut­
schen Souveränität.

Dulles sprach die Überzeu­
gung aus, daß die Wiederher­
stellung der deutschen Souverä-

Ausnahmerechte entfallen
Bonn (Eigenbericht) Mit der

Wiedererlangung der Souverä­
nität sind gleichzeitig die alli­
ierten Ausnahmerechte entfal­
len. So ist die Beanspruchung 
deutschen Eigentums durch die 
Alliierten, beispielsweise die 
Beschlagnahme von Wohnungen, 
nicht mehr möglich.

Alliierte Personen unterste­
hen der deutschen zivilen Recht­

sprechung und damit den deut­
schen Gesetzen. Die Paßkon­
trolle, das Ausstellen besonde­
rer Personalausweise für Al­
liierte geht gleichfalls auf die 
deutschen Stellen über.

Die deutsche Wirtschaft wird 
von allen Kontrollen frei sein.

Die alliierten Oberkommissio­
nen haben zu bestehen aufge­
hört. Die Oberkommissare ■wür­
den Botschafter.

nität die Wiedervereinigung 
Deutschlands näher bringen 
wird.

Der britische Außenminister 
MacMillan begrüßte die Bun­
desrepublik als gleichberechtig­
tes Mitglied in der Gemein­
schaft der westlichen Demo­
kraten.

In einer Erklärung im Unter­
haus stellte MacMillan fest, daß 
nach seiner Ansicht der 5. Mai 
1955 von künftigen Generatio­
nen als ein „Meilenstein der 
Geschichte“ betrachtet werden 
wird.

Für das amtliche Paris und 
die Masse der französischen 
Bevölkerung sind die Ereignisse 
des 5. Mai eine Selbstverständ­
lichkeit. Die Hinterlegung der 
Ratifikationsurkunden für den 
Deutschlandvertrag in Bonn 
löste darum weder Widerspruch 
noch besonderes Interesse aus.



Sowjetdenkmal wurde abgebaut
T  3 4  d e m o n t ie r t  —  D ib r o w a  r ü c k t e  a b

Souveränität
DT. Die Bevölkerung der 

Bundesrepublik hat die neue 
Souveränität fast als selbstver­
ständlich zur Kenntnis genom­
men. Hätte man in West­
deutschland in den letzten 
Jahren das Gefühl der Un­
freiheit gehabt, hätten die Be­
satzungsmächte rücksichtslos 
eben als Besatzungsmächte ge­
handelt, so würde man jetzt 
befreit aufatmen. Man hat das 
aber nicht nötig.

Aber die Souveränitätserklä­
rung ist mehr als die juristische 
Bestätigung einer Freiheit, der 
sich die Bundesrepublik bereits 
weitgehend erfreute: Sie ist der 
Beginn eines neuen Verhält­
nisses zu den Westmächten, 
weil die Bundesregierung nicht 
nach dem Motto „Sieh’ zu, wie 
du weiterkommst“ einer gefähr­
lichen Isolierung überlassen 
wird, sondern eine Verzahnung 
ihres Geschickes mit der Politik 
der Westmächte bestehenbleibt.

Die viel diskutierten „Vorbe­
haltsrechte“ der Westmächte 
beruhen auf den 1945 mit der 
Sowjetunion getroffenen Verein­
barungen. Sie aufzugeben läge 
nicht im deutschen Interesse, 
denn sie dokumentieren erneut 
die Verpflichtung der West­
mächte gegenüber Gesamt­
deutschland und Berlin.

Aufgabe der souveränen Bun­
desregierung muß es nun sein, 
das gesamtdeutsche Problem 
mit allen ihr nun möglichen 
Mitteln der Lösung näherzu­
bringen, wobei sich die West­
mächte ausdrücklich zur Wieder­
vereinigung bekannt haben.

Die Bundesregierung besitzt 
jetzt solche diplomatischen Mit­
tel wie jede andere Regierung. 
Sie kann nunmehr eine unab­
hängige Außenpolitik treiben, 
was besonders für die Wieder­
vereinigung gilt, wobei sie 
sich allerdings den Zielen des 
Europarates anzupassen hat; 
sie wird gleichberechtigter Ver­
tragspartner bei allen inter­
nationalen Vereinbarungen über 
deutsche Interessen sein; sie 
kann diplomatische Beziehungen 
auf nehmen und Verhandlungen 
führen.

Die Souveränität ist also eine 
Basis, auf der sich nun eine 
neue Dynamik befreit entwik- 
keln müßte. Daß es so weit 
kommen konnte, ist fraglos das 
Hauptverdienst des Bundeskanz­
lers.

Berlin (Eigenbericht). Das so­
wjetische Panzerdenkmal auf 
der Potsdamer Chaussee in Ber­
lin-Zehlendorf (amerik. Sektor) 
ist nach einer Vereinbarung der 
amerikanischen Dienststellen 
und sowjetischen Oberkommis­
sion abgebaut worden.

Zehn Jahre lang hat der so­
wjetische Panzer vom Typ T 34 
in Westberlin gestanden. An­
geblich war er als erster Tank 
der sowjetischen Panzerstreit­
kräfte in Berlin eingerollt. Nie­
mals konnten sich die Westber­
liner mit diesem Denkmal be­
freunden. 1952 mußte er von 
den Amerikanern unter einem 
Drahtkäfig „in Schutzhaft“ ge­
stellt werden.

Im Juli 1954 waren dann zum 
ersten Male von dem Oberkom- 
mandierenden der sowjetischen 
Besatzungsarmee Schritte un­
ternommen worden, um das 
Panzerdenkmal zu entfernen.

Nun traten die Sowjets un­
gefähr vor zwei Wochen erneut 
an die Amerikaner heran.

Die Amerikaner schafften den 
T 34 vorsichtig auf einem Last­
wagen zum nächsten Güter­
bahnhof. Die Reichsbahn trans­
portierte ihn von dort in die 
Zone.

Den Abbau des vier Meter 
hohen Sockels wollten die So­
wjets selbst durchführen. Dabei 
kam es zu einem Zwischenfall.

Dia Sowjets hatten bei den 
Amerikanern den Antrag ge­
stellt, ihnen die Beseitigung des 
Denkmalsockels und die Aus­
grabung der unter dem Denk­
mal angeblich beigesetzten ge­
fallenen sowjetischen Soldaten 
zu gestatten. Nachdem die Ge­
nehmigung erteilt war, rückten 
sowjetische Soldaten, die nur 
mit Hacken und Schaufeln be­

waffnet waren, unter Führung 
eines Obersten kurz vor 18 Uhr 
an. Die Sowjets wollten nur bei 
Nacht arbeiten und hatten die 
Bedingung gestellt, daß kein 
Blitzlicht oder Scheinwerferlicht 
auf den Schauplatz ihrer nächt­
lichen Buddelei gerichtet wer­
den dürfe.

Deshalb protestierte der so­
wjetische Oberst gegen die An­
wesenheit einer großen Zahl 
von Kamera- und Pressefoto­
grafen. Er kenne die Leute 
nicht, sagte er.

Etwa zehn Minuten nach 
21 Uhr erschien der sowjetische 
Stadtkommandant Generalmajor 
Dibrowa. In der Unterredung 
mit den amerikanischen Offizie­
ren wurde keine Einigung er­
zielt. Um 21.15 Uhr fuhren so­
wohl General Dibrowa als auch 
der gesamte sowjetische Konvoi 
in das sowjetisch besetzte Ge­
biet zurück.

Als Grund dafür, daß sie die 
von ihnen selbst vorgeschlage­
nen Abrißarbeiten nicht durch­
führten, gaben die Sowjets an, 
ihnen hätten die von den US- 
Armeedienststellen getroffenen 
Vorkehrungen nicht gepaßt. Die 
Einwände richteten sich gegen 
die Postierung bewaffneter US- 
Soldaten, die nach ihrer An­
sicht zu nahe am Denkmal­
sockel standen, und gegen die 
Anwesenheit von Pressever­
tretern.

Von amerikanischer Seite 
wurde erklärt: „Wir haben alle 
Vereinbarungen, die auf den 
vorangegangenen Verhandlun­
gen mit sowjetischen Vertretern 
getroffen wurden, eingehalten. 
Wir glauben an die Freiheit 
der Presse und sehen deshalb 
keinen Grund, die Presse aus­
zuschließen.“

Ausschlußantrag gegen Schwann
Bonn (DPA). Gegen den 

FDP - Bundestagsabgeordneten 
Schwann, der ohne Legitima­
tion den Sowjet-Oberkommissar 
Puschkin in Ostberlin besucht 
und mit ihm Gespräche geführt 
hatte, ist ein Ausschlußantrag 
aus der Fraktion gestellt wor­
den.

Neue Autobahnen
Bonn (DUD). Die obersten 

Straßenbaubehörden der Länder

sind vom Bund beauftragt wor­
den, für den Weiterbau der 
Bundesautobahnen erste Bau­
arbeiten in Höhe von über 
121 Mill. DM unverzüglich aus­
zuschreiben.

„Berliner Allee"
Düsseldorf (DPA). „Berliner 

Allee“ heißt jetzt eine Parallel- 
straße zur bekannten Königs­
allee in Düsseldorf.



Westunion ist gegründet
F e ie r l i c h e r  A u f t a k t  i n  P a r i s

Paris (AP/DPA). Der Ministerrat der Westeuropäischen Union 
hat sich in Paris feierlich konstituiert. Mitglieder der Union, 
deren Ziel die Festigung der Sicherheit und des Friedens und 
die Förderung der Einheit Europas ist, sind Frankreich, Groß­
britannien, Belgien, Holland, Luxemburg, Italien und die 
Bundesrepublik. Die Konstituierung bildete den Abschluß des 
ersten Tages der Pariser Konferenzserie, an der Bundeskanzler 
Dr. Adenauer zum erstenmal als Vertreter der souveränen 
Bundesrepublik teilnimmt.
Das für Deutschland wich­

tigste Gespräch war bisher das 
zwischen Dr. Adenauer und dem 
amerikanischen Außenminister 
Dulles. Die beiden Staatsmänner 
erörterten die geplante Ein­
ladung der Westmächte an die 
Sowjetunion zu einer Vierer­
konferenz und die Auswirkun­
gen des sowjetischen Entgegen­
kommens in Österreich auf die 
deutsche Öffentlichkeit. Diese 
erste politische Begegnung des 
Tages in der amerikanischen 
Botschaft folgte fast unmittel­
bar der Ankunft des Kanzlers 
und seiner Delegation in einer 
viermotorigen „Super-Constelia- 
tion“ der neuen Deutschen Luft­
hansa.

Anschließend an Adenauer 
empfing Dulles den britischen 
Außenminister MacMillan, der 
den britischen Vorschlag nach 
einer Konferenz der vier Regie­
rungschefs vorbrachte. Nach 
einem Reuter-Bericht hat Mac­
Millan vorgeschlagen, daß die 
vier Regierungschefs sich für 
etwa eine Woche zusammen­
setzen und ein Arbeitsprogramm 
für ihre Außenminister aus­
arbeiten sollten.

Dulles steht ebenso wie Präsi­
dent Eisenhower diesem briti­
schen Plan ablehnend gegen­
über. Die Amerikaner sind der 
Ansicht, daß einer Konferenz

Wien (AP/DPA). Die Außen­
ministerkonferenz, auf der 
Österreichs Staatsvertrag unter­
zeichnet werden soll, wird vor­
aussichtlich bereits Ende näch­
ster Woche in Wien stattfinden. 
Die Botschafter erzielten bei 
ihren vorbereitenden Beratun­
gen wesentliche Fortschritte.

Die wichtigsten Meinungsver­
schiedenheiten bestehen noch 
über die Behandlung der deut-

der Regierungschefs unbedingt 
Beratungen der Außenminister 
vorausgehen müßten.

Die Beratungen sollen am 
Mittwoch mit der Abfassung 
eines Kommuniques beendet 
werden, das eine Botschaft an 
die Sowjetunion enthält und als 
Beitrag der NATO-Gemeinschaft 
zur Entspannung der Lage ge­
dacht ist.

Neu Delhi <DPA). Die der 
indischen Regierung nahe­
stehende „Hindustan Times“ 
meldet, Ministerpräsident Jawa­
harlal Nehru werde der So­
wjetunion bei seinem Moskau- 
Besuch im nächsten Monat an- 
raten, das Kominform auf zu- 
lösen. Nehru werde diesen Vor­
schlag damit begründen, daß 
das Bestehen des Kominform 
„Argwohn und Besorgnis“ er­
rege.

DT. Das „Kommunistische In­
formationsbüro“ entstand 1947, 
nachdem die „Kommunistische 
Internationale“ (Komintern) 
offiziell aufgelöst worden war. 
In den letzten Jahren ist es um 
das Kominform ruhig gewor­
den — eine Scheinruhe, denn die 
einheitliche Befehlsgebung an

sehen Vermögenswerte ein­
schließlich der ölanlagen, den 
Termin des Truppenabzuges und 
die Präambel, deren einer Ab­
satz die Mitschuld Österreichs 
am Kriege festlegen soll.

Aufgabe ’der Botschafter ist 
es, den Staatsvertrag, der 
Österreich die Unabhängigkeit 
zurückgeben soll, zu überarbei­
ten und so weit fertigzustellen, 
daß die Außenminister ihn nur 
noch unterzeichnen müssen.

„Befreier Österreichs"
Zürich (DPA). In der „Neuen 

Zürcher Zeitung“ schreibt der 
liberale spanische Politiker Sal­
vador de Madariaga: „Aufs neue 
werden wir Zeugen von der 
Richtigkeit der Maxime, wie 
sie sich aus unserer Erfahrung 
mit den Sowjets ergeben hat, 
nämlich daß der einzige Weg, 
von Moskau ©in ,Ja‘ zu erhal­
ten, darin besteht, fest' genug 
und lange genug »Nein* zu 
sagen. Wenn die gegenwärtigen 
Ereignisse die Befreiung Öster­
reichs zeitigen, dann ist der 
wahre Befreier Österreichs ge­
nau genommen Adenauer mit 
seiner vom Westen gestützten 
Politik.“

alle kommunistischen Parteien 
sowie ihr zentral gelenktes 
Taktieren waren unverkennbar. 
An Stelle offizieller Komin- 
form-Tagungen wurden nach 
außen neue Formen kommuni­
stischer Entschließungen und 
Kundgebungen sichtbar: inter­
nationale Berufskonferenzen, 
Jugendtreffen, „Friedens“-Kon- 
gresse. Das Kominform trat be­
wußt in die Anonymität zu­
rück, seine Wirksamkeit wurde 
deshalb nicht geringer. In einer 
Zeit, da Moskau die Koexistenz 
proklamiert und mit Lenin- 
Zitaten die „Möglichkeit eines 
Nebeneinanderbestehens ver­
schiedener gesellschaftlicher 
Formen“ bekundet, darf eine 
Organisation nicht in Erschei­
nung treten, die sich den Sieg 
der kommunistischen Weltrevo­
lution über die kapitalistischen 
Länder zur Aufgabe gemacht 
hat.

Nehru spürt das getarnte 
Wirken des Kominform in 
Asien sehr deutlich. Wenn Mos­
kau dem Wunsch Nehrus folgen 
und das Kominform als nicht 
mehr existent erklären würde, 
so müßte man das begrüßen. 
Man könnte aber erst dann 
endgültig befriedigt sein, wenn 
damit auch alle weitere Ein­
mischung Moskaus in die Be­
lange westlicher Staaten durch 
Weisungen an die kommunisti­
schen Parteien aufhören.

Österreich-Vertrag Ende der Woche

Moskau soll Kominform auflösen
A r g w o h n  u n d  B e s o r g n i s  —  E i n e  S c h e in r u h e



Leipzig hat zwei Gesichter
G rößte Stadt d er Sow jetzone b le ib t in n erlich  westlich

Wer zar Zeit der Frühjahrsmesse in Deutschlands einstige 
Verlags- und Messemetropole Leipzig kam, war erstaunt über 
das geschäftige Leben und Treiben. In den engen Messe­
häusern und den weitläufigen Hallen drängten sich Gäste aus 
allen Ländern der Erde, chromblitzende Autos mit fremdartigen 
Nummernschildern rollten durch die Straßen; die Speisekarten 
der HO-Gaststätten boten reichhaltige Auswahl. Wenn aber 
keine Messe ist, dann fällt die Schminke vom Gesicht der 
Stadt, dann zeigt sie wieder fünfzig Wochen hindurch das 
mürrische, herbe, angestrengte Gesicht des Sowjetzonenalltags.

Leipzig ist auch außerhalb 
der Messezeit der einzige Ort 
in der Zone, der mit einem ge­
wissen Recht Anspruch auf die 
Bezeichnung Großstadt erheben 
darf. Der Krieg hatte keine all­
zu vernichtenden Wunden ge­
schlagen, es blieb einige Sub­
stanz erhalten. Nach 1945 räumte 
man ziemlich rasch auf, denn 
das Bestreben, so bald wie mög­
lich die Messe als Repräsen­
tationsfassade gegenüber dem 
Westen einzurichten, gab einen 
starken Antrieb.

Im i t a t i o n  d e r  S t a l in a l le e  
Doch danach geriet der Auf­

bau ins Stocken. Heute ent­
stehen Häuserblocks an der 
Windmühlenstraße und am Süd­
ring, gemäßigte Imitationen der 
Ostberliner Stalinallee. Doch 
keine Hand regt sich auf den 
geräumten Ruinengrun dstücken 
der Innenstadt, am Brühl, der 
berühmten einstigen Straße des 
Pelzhandels, am Grassimuseum 
oder um den Bayerischen Bahn­
hof.

So jovial sich die Stadtväter 
zur Messezeit geben, so linien­
treu regieren sie ansonsten. Sie 
wissen, welche Bedeutung das 
Regime dieser wichtigsten und 
größten, vitalsten und gesün­
desten Stadt ihres Machtberei­
ches zubilligt. Ringsum konzen­
trieren sich Industriewerke, dar­
unter die Leuna-Werke „Walter 
Ulbricht“. Die SED ist sich 
ihrer Arbeiter dort so wenig 
sicher, daß sie Leipzig und Um­
gebung besonders fest lenkt und 
hier gern laute Machtkund­
gebungen abhält.
A u s g e s u c h t e  L i t e r a t u r  

Nachdem die Kommunisten 
ihr Herz für kriegerisch-natio­
nale Taten der deutschen Ver­
gangenheit entdeckten, rückte 
auch das Völkerschlacht-Denk­
mal wieder in den Mittelpunkt 
des Interesses.

Dem Völkerschlacht-Denkmal 
benachbart ist die Deutsche 
Bücherei, Sammelstätte des ge­
samten, seit 1913 erschienenen 
Schrifttums und größte Bücherei 
Europas. Daran hat sich bis 
heute nichts geändert, aber aus­
geliehen werden darf nur die­
jenige Literatur, die dem Staat 
ungefährlich erscheint.

Nahe daran gelegen, wuchtet 
der massige Komplex des ehe­

maligen Reichsgerichtes empor, 
heute Ausstellungsort für das 
„Georgi-Dimitroff-Museum“ und 
für Kunstsammlungen.

Diesem düsteren Gebäude ent­
ronnen, empfindet man sogar 
das graue Alltagsgesicht der 
Stadt befreiend, weil sich hier 
und da einige bunte Tupfen 
schüchtern abzeichnen. In dem 
berühmten Viertel um den 
Markt bemerkt man mit Wohl­
gefallen, daß manches hübsche 
Mädchen sich „westlicher“ zu 
kleiden sucht, als es sonst in 
der Zone üblich ist.

Die Sehnsucht nach einer 
besseren Zeit offenbart sich 
nicht zuletzt in solchen Kleinig­
keiten, die hier fast zu einem 
Bekenntnis werden.

SED-Leitung legte „ein Feuerchen“
Beinahe wäre das „KAW Sehöneweide“ abgebrannt

Der Versuch einer SED-Be~ 
triebsgruppenleitung, Wider­
standsaktionen Ostberliner Ar­
beiter in „Sabotageversuche 
westlicher Agenten“ umzufäl­
schen, hätte, kürzlich um ein 
Haar zum Verlust des Reichs­
bahnausbesserungswerkes Ber­
lin - Schöneweide geführt. In 
diesem Betrieb hatte die Werk­
leitung von den Arbeitern ver­
langt, zahlreiche Arbeitsgänge 
an reparaturbedürftigen S-Bahn- 
Wagen zugunsten des Fried­
richsfelder Tierpark - Objektes 
kostenlos auszuführen. Für die 
Arbeiter bedeutete dies einen 
etwa 20prozentigen Löhnausfall.

Acht Tage später zog die 
SED-Leitung nach: Sie ließ eine 
mit mehreren SED - Genossen 
durchsetzte Brigade auf den 
Arbeitslohn für weitere Arbeits­
gänge verzichten, um das Geld 
dem „Nationalen Aufbaukomi­
tee“ zu übersenden.

Am anderen Morgen waren die 
besagten Arbeitsgänge kostenlos 
ausgeführt, aber die S-Bahn- 
Wagen durch ein paar — eben­
falls kostenlose — Handgriffe 
unbrauchbar gemacht.

Als die hochnotpeinliche SSD- 
Untersuchung kein Ergebnis 
brachte, dachte sich die SED- 
Leitung ein besonderes Mittel

aus: Sie erklärte, im Betrieb 
sei eine Westberliner Agenten­
gruppe am Werk, die es zu ent­
larven gelte. Gleichzeitig ließ 
sie in der Mittagspause — so­
zusagen zur demonstrativen 
Untermalung — von Angehöri­
gen des Parteiaktivs in der 
Lackiererei ein paar Farbtöpfe 
in Brand setzen, just zwei Mi­
nuten vor Beendigung der 
Pause. Sie nahm daher an, daß 
schließlich nichts passieren 
könne.

Womit die SED-Kokeler nicht 
gerechnet hatten, war dieses; 
Zwei Lackierer hatten alles be­
obachtet und den Kollegen im 
Kulturraum berichtet. Als der 
Ruf „Feuer" ertönte, rannten 
die Arbeiter daher nach allen 
Richtungen auseinander, wäh­
rend ein paar Lackierer riefen: 
„Vorsicht, Explosionsgefahr! “ 
Und ehe sich die SED-Genossen 
um-die spärlichen Feuerpatschen 
bemühen konnten, waren Werte 
für rund 22 000 DM vernichtet. 
Nur das unerwartet rasche Ein­
treffen der Feuerwehr konnte 
Totalschaden verhüten.

Als am nächsten Tag eine 
Protestversammlung gegen die 
„Brandstifter-Agenten“ durch­
geführt werden sollte, kamen 
ganze 11 Mann anmarschiert. 
Nicht einmal die SED-Gruppe 
wagte zu erscheinen.-



„M uttertag" in Osiberlin

Stärkere Gottlosenpropaganda?
Berlin (DPA). Die im vergangenen Jahr 

in der Sowjetzone nach sowjetischem Bei­
spiel gegründete religionsfeindliche „Ge­
sellschaft zur Verbreitung wissenschaft­
licher Kenntnisse“ soll künftig ihre engen 
Bindungen an die kommunistische SED 
tarnen, um als „überparteiliche Organi­
sation“ die Atheistenpropaganda und die 
marxistisch-leninistischen Theorien wir­
kungsvoller ins Volk tragen zu können. 
Dies hat der Sektorenleiter in der Ab­
teilung Wissenschaft und Propaganda beim 
SED-Zentralkomitee, Erwin Hainke, an­
geordnet.

Mit Flugzeug geflüchtet
Ankfra (DPA). In die Türkei geflüchtet 

sind zwei Leutnants der rumänischen 
Luftstreitkräfte. Das Flugzeug, mit dem 
sie kamen, wurde von den türkischen Be­
hörden beschlagnahmt.

Berlin (DPA). Nach Westberlin geflüchtet 
sind der Diplomphysiker aus einem Ost­
berliner Bundfunkwerk, Freiherr von Sass, 
und Diplomphysiker und Dozent an der 
Hochschule für Bauwesen in Kottbus, 
Dietrich.

Freundschaft
Berlin (Eigenmeldung). Das sowjetische 

Außenhandelsministerium hat die Bitte 
Pankows zurückgewiesen, in Anbetracht 
der ernsten Versorgungslage 60 000 Tonnen 
Zucker erst nach der neuen Ernte an die 
Sowjetunion liefern zu dürfen. In Er­
wartung der sowjetischen Zustimmung 
hatten die Zonenbehörden ihre aus dem 
Handelsvertrag fälligen Lieferungen be­
reits eingestellt. Die Sowjets haben jetzt 
ultimativ die sofortige Wiederaufnahme 
der Zuckerlieferungen gefordert.

Flucht vor Militärdienst
Berlin (DPA). In ständig zunehmendem 

Maße fliehen Jugendliche, vor allem junge 
Mädchen, aus der Sowjetzone, um sich 
dem Beitritt zur „Gesellschaft für Sport 
und Technik“ zu entziehen.

Etwa 70 Offiziere der allgemeinen und 
der kasernierten Volkspolizei, der Grenz­
polizei und des SSD haben nach In­
formationen des Untersuchungsausschusses 
freiheitlicher Juristen an einem „Juristen- 
Lehrgang“ teilgenommen. Sie sind für den 
Dienst in der Militärgerichtsbarkeit in der 
Sowjetzone vorgesehen.

«Alles neu macht der M ed ,.. '



Atom kacheln und E lektron en bier
N e u h e it e n  a u f  d e r  M ü n c h e n e r  M e s s e

Die Hafner sind der Zeit schon ein Stück vorausgeeilt. Auf 
der 7. Deutschen Handwerksmesse, die von Bundespräsident 
Heuss in München eröffnet wurde, zeigen sie in einer Gemein­
schaftsschau eine Vollkackel für eine Heizung auf Atombasis. 
Es handelt sich hier um die ersten Versuche, wie die Atomkraft 
als Wärmequelle für Haus und Büro ausgenufzt werden könnte.
Aber auch sonst demonstriert 

die von 1804 in- und auslän­
dischen Ausstellern beschickte 
Messe einmal mehr, daß das 
Handwerk Schritt hält mit der 
modernen Technik.

Eine bezeichnende Neuheit ist

N otruf evangelischer Christen
F o r d e r u n g e n  a n  d ie  Z o n e n r e g ie r u n g

S ie  fanden  ih re  E ltern  w ieder
Z e h n  J a h r e  K in d e r s u c h d ie n s t  d e s  D R K

S S D , herhören!
Der kleine TAG wird ver­

sandt und verteilt ohne
Rücksicht auf die politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger
sogar besonders beliebt,
denn sie haben es nötiger 
als andere, die Wahrheit zu 
erfahren. Wer Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
wird, kann den kleinen TAG 
also ruhig bei der Polizei 
oder beim Bürgermeister­
amt oder bei seiner Dienst­
stelle abgeben. übrigens
wird er auch dort gern 
gelesen.

Herausgeber: Deutschland-Ver­
lag GmbH., Berlin - Cbarlotten- 
burg 9, Reichsstr. 4. Tel. 920231. 
Druck: W. Büxenstein, GmbH.

hahn, ein überkochender Top f 
sind die Ursache manchen Un­
glücks. A u f der Handwerks­
messe w ird  nun erstmals ein 
vollautomatisch gesicherter Gas­
herd vorgeführt, der das Gas,

wenn der Hahn geöffnet w ird, 
automatisch entzündet. Streich­
hölzer oder Gasanzünder sind 
überflüssig. Verlöscht die 
Flamme durch überkochen, dann 
w ird  der Haupthahn des Gas­
herdes innerhalb von 15 Sekun­
den automatisch geschlossen.

Als Neuheit bringt die Boots­
und Schiffbauer-Innung Jollen 
und Motorboote, die erstmalig 
m it Porschemotoren ausgerüstet 
sind, sowie ein Beiboot aus 
Kunststoff. Auch die W agen­
bauer arbeiten neuerdings mit 
Kunststoffen.

Freunde in der SBZ, die un­
sere A ufklärungsarbeit unter­
stützen und ihre M einung über  
den Inhalt äußern w ollen , b it­
ten w ir, den Fundort d ieses  
B lattes an das P ostschließfack  
Nr. 58 nach Berlin-C harlotten­
burg 9 m itzuteilen .

der Getränke-Automat m it E lek­
tronengehirn, den die Mecha­
niker ausstellen. Der Automat 
schenkt ganz nach Wunsch Bier, 
Milch oder M ilch-Mixgetränke 
gegen E inwurf von Münzen aus. 
E in eingebauter Kühlapparat, 
der vom  Elektronengehirn ge ­
steuert w ird, sorgt dafür, daß 
die Getränke gleichmäßig kühl 
heraussprudeln. In  der Stunde 
kann der Automat 200 Portionen 
ausschenken. Sobald der Ge­
tränkevorrat zur N eige geht, 
meldet das Gerät automatisch 
seinem Besitzer, daß eine Nach­
fü llung notwendig ist.

E in unachtsam geöffneter Gas-

Au f der Tagung der Synode 
der Evangelischen Kirche der 
Union (E K U ), die vom 1. bis 
6. M ai in Berlin-Spandau statt- 
iand, hat der Berliner Präses 
D . Scharf eine Reihe von kirch­
lichen Forderungen gegenüber 
den staatlichen Stellen in der 
Sowjetzone bekanntgegeben. E r 
bezeichnet© die Errichtung 
christlicher Schulen in Ostberlin 
und in  der Zone als dringend 
notwendig, w eil Bestrebungen 
im  Gange seien, die marxistische 
Bekenntnisschule m it Gewalt 
durchzusetzen.

Scharf forderte dann V er­
handlungen über einen gesetz­
lichen Schutz der W ehrdienst­
verweigerer, w ie sie bereits in 
der Bundesrepublik im Gange 
seien.

Zur F rage der Jugendweihe 
teilte der Präses mit, daß nur 
1,5 Prozen t Konfirmanden in

Brandenburg an einer solchen 
Feier teilgenommen hätten.

Außerdem wurde erklärt, daß 
die Einreiseverweigerung für 
kirchliche Angestellte in die 
Sowjetzone zur allgemeinen 
staatlichen P rax is  geworden sei 
und fü r die K irche einen un­
erträglichen Zustand darstelle. 
Seit 1954 seien fast ’alle Zuzugs­
anträge fü r Pastoren, Gemeinde­
helfer oder Diakonissen in die 
„D D R “ abgelehnt worden.

Diskussionsredner hoben her­
vor, daß der Zwang und der 
Gewissensdruck, der auf den 
christlichen Menschen in der 
Zone laste, eine unerhörte Be­
drohung des Friedens darstelle.

Von 120 000 Kindern, die in 
den Kriegsw irren  und auf der 
Flucht von ihren Eltern ge­
trennt wurden, konnten durch 
den Suchdienst des Deutschen 
Roten Kreuzes in W estberlin 
und Westdeutschland 94 814 
w ieder m it ihren E ltern oder 
nächsten Angehörigen zusam- 
mengeführfc werden. A llein  von 
den auf den ersten zehn Such- 
plakaieu abgebildeten 400 K in ­
dern fanden 290 durch diese 
Aktion bereits schon vor Jahren 
ihre E ltern  wieder.

D ie Plakate hängen in 20 000 
Exemplaren in allen großen

Städten. Täglich gehen Tau­
sende daran vorüber. Und die 
zahlreichen roten Stempel m it 
der Aufschrift „E rled ig t“  zeugen 
vom E rfo lg  der Suche.

Nur durch die Zentralisierung 
und durch die internationale 
Zusammenarbeit ist es möglich, 
daß im Monatsdurchschnitt noch 
heute 500 bis 600 K inder ihren 
E ltern w ieder übergeben werden 
können.

D ie Berliner Dienststelle be­
arbeitet in erster L in ie  die 
Fälle, in denen K inder oder 
E ltern in der Sowjetzone und 
Polen leben.


